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Stellungnahme zur 1. Änderung Bebauungsplan „Sondergebiet Solarenergie Spreetal“ 
(Stand März 2026) 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der BUND Sachsen unterstützt den Ausbau der erneuerbaren Energien ausdrücklich. Gegen das 
geplante Repowering des Solarparks am Standort Spreetal bestehen daher keine grundsätzlichen 
Bedenken. Positiv ist insbesondere, dass kein neuer Freiflächenstandort erschlossen werden soll, son-
dern ein bereits bestehender Solarpark modernisiert wird. Die vorliegenden Unterlagen belegen jedoch 
zugleich, dass das Gebiet und sein Umfeld naturschutzfachlich deutlich sensibler sind, als es die 
Begründung zum Bebauungsplan an mehreren Stellen erkennen lässt.  

Im Vorhabengebiet wurden unter anderem Brutvorkommen von Feldlerche, Heidelerche und Grau-
ammer, Vorkommen von Fledermäusen, Zauneidechsen sowie besonders geschützten Insektenarten 
nachgewiesen. Zudem grenzt das Vorhaben unmittelbar an das SPA-Gebiet „Bergbaufolgelandschaft 
bei Hoyerswerda“ an. Der Umweltbericht zur 14. Änderung des Flächennutzungsplans Elsterheide (MEP 
Plan GmbH 2025) weist innerhalb des Untersuchungsgebiets gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 
BNatSchG i. V. m. § 21 SächsNatSchG aus. Diese naturschutzfachliche Ausgangslage findet in der 
Begründung zum Bebauungsplan bislang keine hinreichend differenzierte Entsprechung.  

Vor diesem Hintergrund ist aus Sicht des BUND Sachsen eine deutlich präzisere, naturschutzfachlich 
tragfähige und rechtlich belastbare Ausgestaltung der Planung erforderlich, damit die naturschutzrecht-
lichen Konflikte nicht in unzureichend verbindliche Hinweise oder in den späteren Vollzug verlagert wer-
den. 
 
1. Geschützte Biotope und Biotopausstattung  

Die Bebauungsplanbegründung beschreibt die Freiflächen im Wesentlichen als „pflegeextensive Wie-
sen“ und das Gebiet insgesamt als anthropogen stark überformt. Diese Darstellung greift zu kurz. Im 
Umweltbericht zur 14. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Elsterheide (MEP Plan GmbH 
2025) werden für den Bereich der bestehenden Photovoltaikanlage Spreetal–Elsterheide gesetzlich 
geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG in Verbindung mit § 21 SächsNatSchG erfasst. Dabei handelt 
es sich um Silbergrasrasen. Der Umweltbericht weist dem Schutzgut Biotope aufgrund dieser Ausstat-
tung eine hohe Bedeutung zu. 

Diese fachliche Bewertung und die kartierte Biotopausstattung stehen in einem deutlichen Spannungs-
verhältnis zur Begründung der 1. Änderung des Bebauungsplans „Sondergebiet Solarenergie Spreetal“, 
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in der das Gebiet im Wesentlichen als „pflegeextensive Wiesen“ beschrieben wird, ohne die vorhande-
nen, gesetzlich geschützten Trockenrasen-Biotoptypen zu benennen. Als gesetzlich geschützte Biotope 
nach § 30 BNatSchG i. V. m. § 21 SächsNatSchG unterliegen die Trockenrasenbestände einem eigen-
ständigen Zerstörungs‑ und erheblichen Beeinträchtigungsverbot, das durch die Bauleitplanung zu 
beachten ist. Deshalb ist es aus Sicht des Naturschutzes zwingend erforderlich, die im Umweltbericht 
dokumentierten Biotoptypen und deren Wertigkeit in der Bebauungsplanänderung nachvollziehbar zu 
berücksichtigen und planerisch zu sichern. 

Vor dem Hintergrund der nachgewiesenen, gesetzlich geschützten Biotope sind im Bebauungsplan fol-
gende Festsetzungen zu ergänzen: 

• Festsetzung der kartierten gesetzlich geschützten Biotopflächen als Flächen für Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 und 
25 BauGB. 

• Festsetzung eines Pufferstreifens um alle gesetzlich geschützten Biotope, in dem jegliche 
Bebauung, Aufstellung von Photovoltaikmodulen, die Errichtung technischer Nebenanlagen 
sowie die Anlage von Wegen und Kabeltrassen ausgeschlossen wird (Freihaltung von 
PV‑Modulen und sonstigen baulichen Anlagen). 

• Ausschluss jeglicher Bodenveränderungen innerhalb der geschützten Biotope und ihrer Puffer-
streifen, insbesondere Erdarbeiten, Aufschüttungen, Verdichtungen und sonstige bauliche Ein-
griffe. 

• Festsetzung eines angepassten Pflegeregimes (z.B. extensive Mahd mit später Mahdzeit und 
Verzicht auf Düngung und Pflanzenschutzmittel), das den Erhalt und die Entwicklung der 
Trockenrasen‑Biotope und ihrer charakteristischen Arten (u.a. Sandstrohblume) sicherstellt. 

 
2. Grundflächenzahl, Modulverdichtung und Habitatqualität 

Die Festsetzung einer GRZ von 0,8 ist aus naturschutzfachlicher Sicht nicht hinreichend begründet. 
Nach den Planunterlagen dient die Erhöhung der GRZ vor allem dazu, im Zuge des Repowerings gerin-
gere Reihenabstände und damit eine dichtere Modulstellung zu ermöglichen; die hohe GRZ steht damit 
in unmittelbarem Zusammenhang mit einer stärkeren flächenhaften Überdeckung des Bodens durch 
Module. Gerade hierin liegt das naturschutzfachliche Problem. Aus den Unterlagen ergibt sich, dass die 
bestehende Anlage derzeit Reihenabstände von etwa 4 bis 5 m aufweist. Diese Abstände sichern bis-
lang besonnte Zwischenräume, die für die Entwicklung artenreicher Kraut‑ und Grasfluren sowie für licht‑ 
und wärmeliebende Biotoptypen von wesentlicher Bedeutung sind. Eine Verringerung dieser Reihenab-
stände führt zwangsläufig zu einer stärkeren Verschattung der Bodenvegetation. Fachlich ist belegt, 
dass reduzierte Besonnung die Artenzusammensetzung und Produktivität der Krautschicht verändert 
und insbesondere trockenheits‑ und lichtliebende Arten benachteiligt oder verdrängt. Zudem verkleinert 
sich mit der Reduzierung der besonnten Zwischenräume auch der nutzbare Lebensraum für daran 
gebundene Artengruppen, insbesondere für Insekten, Reptilien und weitere Arten des Offenlandes. 

Das artenschutzfachliche Gutachten bestätigt diese Einschätzung, indem es ausdrücklich darauf hin-
weist, dass die Verringerung der Modulreihenabstände die Biotopstrukturen unterhalb der Module ver-
ändert und dass zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände zusätzliche Vermeidungs-
maßnahmen (u. a. Lichtreihen, extensive Grünlandnutzung) erforderlich werden. Die vorgesehenen Maß-
nahmen sind damit eine Reaktion auf die mit der GRZ‑Erhöhung verbundenen Beeinträchtigungen, nicht 
ein Beleg für deren naturschutzfachliche Unbedenklichkeit. 

Der Verweis in der Begründung, eine höhere GRZ führe nicht zu einer nennenswerten zusätzlichen Ver-
siegelung, greift deshalb zu kurz. Maßgeblich ist nicht allein die technische Bodenversiegelung durch 
Pfosten, Wege oder Nebenanlagen, sondern die ökologische Wirkung der dichteren Modulaufstellung. 
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Auch ohne weitgehende Vollversiegelung bewirkt die erhöhte Modulüberdeckung eine erhebliche Min-
derung der besonnten Offenflächen und damit eine Verschlechterung der Standortbedingungen für 
bereits vorhandene bzw. entwickelte Biotopstrukturen. 

Der BUND Sachsen fordert daher: 

• eine nachvollziehbare naturschutzfachliche Herleitung der vorgesehenen Modulverdichtung, 

• die Prüfung, ob die angestrebte Leistungssteigerung auch mit geringerer GRZ oder größeren 
Reihenabständen erreicht werden kann, 

• die verbindliche Sicherung der habitatstützenden Gegenmaßnahmen, sofern an der GRZ 0,8 
festgehalten wird. 

 

3. Artenschutzrechtliche Sicherung 

Das artenschutzfachliche Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass die artenschutzrechtlichen Verbots-
tatbestände des § 44 BNatSchG nur dann sicher vermieden werden, wenn die Maßnahmen V1 bis V10 
vollständig und dauerhaft umgesetzt werden. Es reicht daher nicht aus, diese Maßnahmen überwiegend 
in den Hinweisbereich zu verlagern oder ihre Umsetzung späteren Abstimmungen zu überlassen. 

Aus Sicht des BUND Sachsen ist zwischen festsetzungsfähigen, flächen- und nutzungsbezogenen Maß-
nahmen und ergänzend zu sichernden Vollzugsmaßnahmen zu unterscheiden. Maßnahmen mit unmit-
telbarem Bezug zur räumlichen Nutzung und Ausgestaltung der Fläche, insbesondere Lichtreihen, 
extensive Grünlandbewirtschaftung, Gehölzerhalt, Reptilienschutzzaun sowie eine artenschutzgerechte 
Einzäunung sind planungsrechtlich festsetzungsfähig und sollten im Bebauungsplan selbst verbindlich 
geregelt werden. Dies gilt umso mehr, als diese Maßnahmen nach den Unterlagen gerade Vorausset-
zung dafür sind, dass artenschutzrechtliche Verbotstatbestände vermieden werden. Rein verfahrensbe-
zogene oder organisatorische Maßnahmen, etwa Vergrämung, ökologische Baubegleitung, Monitoring 
und weitere Anforderungen des Vollzugs, können ergänzend durch städtebaulichen Vertrag, Nebenbe-
stimmungen oder andere verbindliche Instrumente abgesichert werden. Soweit die Planung hierfür auf 
einen städtebaulichen Vertrag abstellt, muss dieser jedoch rechtzeitig vorliegen und inhaltlich hinrei-
chend bestimmt sein, damit die Vollzugssicherheit der artenschutzrechtlich erforderlichen Maßnahmen 
nachvollziehbar geprüft werden kann. 

Der BUND Sachsen fordert daher, die festsetzungsfähigen Artenschutzmaßnahmen verbindlich in den 
Bebauungsplan aufzunehmen und die übrigen Vollzugsmaßnahmen, einschließlich des Monitorings, 
zusätzlich rechtssicher zu sichern. Außerdem ist klar zu regeln, wann, durch wen und unter welcher 
fachlichen Kontrolle die Maßnahmen umzusetzen, zu dokumentieren und gegenüber der unteren Natur-
schutzbehörde nachzuweisen sind. 
 

4. Monitoring und Nachsteuerung 

Das artenschutzfachliche Gutachten sieht ein fünfjähriges Monitoring insbesondere für wertgebende 
Vogelarten vor. Dieser Ansatz ist zu begrüßen, bleibt aus Sicht des BUND Sachsen aber nur dann aus-
reichend, wenn er rechtlich verbindlich abgesichert und mit klaren Zielvorgaben sowie verbindlichen 
Nachsteuerungsmechanismen verknüpft wird. Ein bloßes Beobachten ohne gesicherte Reaktionspflicht 
genügt bei einem naturschutzfachlich sensiblen Standort nicht. Erforderlich sind daher klare Regelun-
gen zu Methodik, Berichtszeitpunkten, Bewertungskriterien und zu den Maßnahmen, die bei Zielverfeh-
lung auszulösen sind. 
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Der BUND Sachsen fordert daher: 

• Verbindliche rechtliche Sicherung des Monitorings, insbesondere durch städtebaulichen Ver-
trag, einschließlich: 

o Zeiträume der Erfassungen (1., 3., 5. Jahr nach Inbetriebnahme) 

o Methodische Standards (z.B. 3 Begehungen zwischen April und Juni gemäß gutachter-
licher Vorgabe) 

o Dokumentationspflicht gegenüber der unteren Naturschutzbehörde (Berichtstermin 
jeweils bis 30.09. des Untersuchungsjahres) 

• Festlegung von Bewertungsmaßstäben: Konkrete Zielvorgaben, z.B. Mindestanzahl nachzuwei-
sender Brutreviere der wertgebenden Arten (Feldlerche, Heidelerche, Grauammer) im Verhältnis 
zum Ausgangszustand 

• Nachsteuerungspflicht: Verbindliche Regelung, dass bei Unterschreitung der Zielvorgaben in 
Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde Nachbesserungsmaßnahmen zu ergreifen 
sind (z.B. Verbreiterung von Lichtreihen, Anpassung des Pflegeregimes, Schaffung zusätzlicher 
Habitatstrukturen) 

• Verpflichtende Einbindung der unteren Naturschutzbehörde in Auswertung und Nachsteuerung 

 

Schlussbemerkung 

Der BUND Sachsen befürwortet eine Energiewende, die naturverträglich umgesetzt wird und die Qualität 
des Standorts in Planung und Betrieb ernst nimmt. Gerade weil das Vorhaben als Repowering auf einer 
bereits genutzten Fläche erfolgt, bestehen gute Voraussetzungen dafür, den Ausbau erneuerbarer Ener-
gien mit anspruchsvollen naturschutzfachlichen Standards zu verbinden. Dies ist aus Sicht des BUND 
Sachsen im derzeitigen Planungsstand noch nicht in allen Punkten erreicht. 

Wenn insbesondere die gesetzlich geschützten Biotope planerisch gesichert, die artenschutzrechtliche 
Sicherung verbindlich ausgestaltet, die Anlage biodiversitätsfördernd weiterentwickelt, die Einzäunung 
naturschutzgerecht umgestaltet und Monitoring sowie Nachsteuerung belastbar geregelt werden, kann 
das Vorhaben deutlich naturverträglicher umgesetzt werden, ohne das Ziel der erneuerbaren Energieer-
zeugung in Frage zu stellen. 
 
Wir bitten um weitere Beteiligung im Verfahren.  
 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


